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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/1 524 DER KOMMISSION
vom 11. Oktober 2018

zur Festlegung einer Uberwachungsmethodik und der Modalititen fiir die Berichterstattung der
Mitgliedstaaten gemif der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europiischen Parlaments und des Rates
iiber den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 6560)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2016 iiber den
barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen offentlicher Stellen ('), insbesondere auf Artikel 8
Absitze 2 und 6,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1) In der Richtlinie (EU) 2016/2102 werden gemeinsame Barrierefreiheitsanforderungen festgelegt, damit Websites
und mobile Anwendungen offentlicher Stellen leichter zuginglich gemacht werden, indem sie besser
wahrnehmbar, leichter bedienbar, verstiandlicher und robuster gestaltet werden.

(2)  Um offentlichen Stellen bei der Erfilllung der Barrierefreiheitsanforderungen zu helfen, sollte durch die
Uberwachung ferner in den Mitgliedstaaten das Bewusstsein geschérft und das Lernen gefordert werden. Aus
diesem Grund und um die Transparenz zu erhéhen, sollten die Gesamtergebnisse der Uberwachungstitigkeiten in
einem barrierefreien Format verdffentlicht werden.

(3)  Um aussagekriftige und vergleichbare Daten zu gewinnen, ist eine strukturierte Darstellung der Ergebnisse der
Uberwachungstitigkeiten erforderlich, bei denen zwischen verschiedenen Gruppen von 6ffentlichen Diensten und
Verwaltungsebenen unterschieden wird.

(4)  Um die Zusammenstellung der Stichproben der zu iiberwachenden Websites und mobilen Anwendungen zu
erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten Mafinahmen ergreifen konnen, um aktuelle Listen der Websites und
mobilen Anwendungen zu fithren, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 2016/2102 fallen.

(5)  Zur Erhéhung der sozialen Wirkung der Uberwachung konnte bei der Auswahl der Stichprobe ein risikobasierter
Ansatz verfolgt werden, indem unter anderem der Einfluss bestimmter Websites und mobiler Anwendungen, die
im Feedback-Mechanismus eingegangenen Riickmeldungen, frithere Uberwachungsergebnisse sowie Zuarbeiten
der Durchsetzungsstelle und Beitrdge nationaler Interessentrager beriicksichtigt werden.

(6)  Da sich die Techniken der automatisierten Uberwachung mobiler Anwendungen voraussichtlich schrittweise
verbessern werden, sollten die Mitgliedstaaten erwigen, die in diesem Beschluss festgelegte vereinfachte
Uberwachungsmethode fiir Websites auch auf mobile Anwendungen anzuwenden, wobei sie die Wirksamkeit
und Erschwinglichkeit der verfigbaren Instrumente beriicksichtigen sollten.

(7)  Die in Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 genannten Normen und technischen Spezifikationen sollten die
Grundlage der Uberwachungsmethodik bilden.

(8)  Um die Innovation zu fordern, Hindernisse auf dem Markt zu vermeiden und dafiir zu sorgen, dass die
Uberwachungsmethodik technologieneutral ist, sollten keine bestimmten Priifverfahren fiir die Ermittlung der
Barrierefreiheit von Websites und mobilen Anwendungen festgelegt werden. Stattdessen sollten beziiglich der
Uberwachungsmethodik lediglich Anforderungen an die Methoden zur Uberpriifung der Erfiillung bzw. zur
Feststellung der Nichterfillung der Barrierefreiheitsanforderungen gemaf Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102
festgelegt werden.

(9)  Wenn die Barrierefreiheitsanforderungen in den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats die Anforderungen der
Normen und technischen Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 tibersteigen’ sollte der
Mitgliedstaat zur Verbesserung der Vergleichbarkeit der Uberwachungsergebnisse die Uberwachung und Bericht-
erstattung so durchfithren, dass unterscheidbare Ergebnisse beziiglich der Erfullung der Anforderungen der
Normen und technischen Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 hervorgebracht werden.

() ABLL 327 vom 2.12.2016,S. 1.
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(10) Die Vergleichbarkeit der Uberwachungsergebnisse sollte durch die Anwendung der in diesem Beschluss
festgelegten Uberwachungsmethodik und Berichterstattung gewéhrleistet werden. Um den Austausch bewéhrter
Verfahren zu fordern und die Transparenz zu steigern, sollten die Mitgliedstaaten 6ffentlich bekannt machen, wie
die Uberwachung erfolgt, und eine Ubersicht in Form einer Entsprechungstabelle verdffentlichen, aus der
hervorgeht, wie die Anforderungen der Normen und technischen Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie
(EU) 2016/2102 durch die Uberwachung und die durchgefiithrten Priifungen abgedeckt werden.

(11)  Wenn die Mitgliedstaaten von der in Artikel 1 Absatz 5 vorgesehenen Moglichkeit Gebrauch machen, Websites
oder mobile Anwendungen von Schulen, Kindergirten oder Kindertagesstitten von der Anwendung der Richtlinie
auszunehmen, sollten sie dennoch die relevanten Teile der Uberwachungsmethodik anwenden, um die Barriere-
freiheit der auf wesentliche Online-Verwaltungsfunktionen bezogenen Inhalte solcher Websites und mobilen
Anwendungen zu iiberwachen.

(12) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des gemifl Artikel 11
Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2016/2102 eingesetzten Ausschusses —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1
Gegenstand und Anwendungsbereich

Mit diesem Beschluss wird eine Methodik fiir die Uberwachung der Vereinbarkeit der Websites und mobilen
Anwendungen oOffentlicher Stellen mit den Barrierefreiheitsanforderungen gemifl Artikel 4 der Richtlinie (EU)
2016/2102 festgelegt.

Mit diesem Beschluss werden die Modalititen fiir die Berichterstattung der Mitgliedstaaten an die Kommission iiber die
Ergebnisse der Uberwachung einschlieflich der Messdaten festgelegt.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieses Beschlusses bezeichnet der Ausdruck:

1. ,barrierefreies Format ein elektronisches Dokument, das den Barrierefreiheitsanforderungen gemifl Artikel 4 der
Richtlinie (EU) 2016/2102 entspricht;

2. ,Uberwachungszeitraum“ den Zeitraum, in dem die Mitgliedstaaten die Uberwachungstitigkeiten durchfithren, um die
Vereinbarkeit der Websites und mobilen Anwendungen der Stichprobe mit den Barrierefreiheitsanforderungen zu
iiberpriifen. Der Uberwachungszeitraum kann auch die Festlegung der Stichproben, die Auswertung der
Uberwachungsergebnisse und die Modalititen fiir die Berichterstattung an die Kommission umfassen.

Artikel 3
Hiufigkeit der Uberwachung

(1)  Die Mitgliedstaaten iiberwachen die Vereinbarkeit der Websites und mobilen Anwendungen offentlicher Stellen
mit den Barrierefreiheitsanforderungen gemafd Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102 anhand der in diesem Beschluss
festgelegten Methodik.

(2)  Der erste Uberwachungszeitraum fiir Websites lauft vom 1. Januar 2020 bis zum 22. Dezember 2021. Nach dem
ersten Uberwachungszeitraum erfolgt die Uberwachung jihrlich.

(3)  Der erste Uberwachungszeitraum fiir mobile Anwendungen lduft vom 23. Juni 2021 bis zum 22. Dezember
2021. Im ersten Uberwachungszeitraum umfasst die Uberwachung mobiler Anwendungen die Ergebnisse einer
reduzierten Stichprobe mobiler Anwendungen. Die Mitgliedstaaten unternehmen alle zumutbaren Anstrengungen, um
mindestens ein Drittel der in Anhang I Nummer 2.1.5 festgelegten Anzahl zu tiberwachen.
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(4 Nach dem ersten Uberwachungszeitraum erfolgt die Uberwachung mobiler Anwendungen jahrlich anhand einer
Stichprobe, die gemifl Anhang I Nummer 2.1.5 zusammengestellt wird.

(5)  Nach dem ersten Uberwachungszeitraum lduft der jéhrliche Uberwachungszeitraum sowohl fiir Websites als auch
fir mobile Anwendungen vom 1. Januar bis zum 22. Dezember.

Artikel 4
Umfang und Grundlage der Uberwachung

(1)  Die Mitgliedstaaten iiberwachen die Vereinbarkeit der Websites und mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen
mit den Barrierefreiheitsanforderungen gemif Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102 auf der Grundlage der
Anforderungen der in Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 genannten Normen und technischen Spezifikationen.

(2)  Wenn die Barrierefreiheitsanforderungen in den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats die Anforderungen der
Normen und technischen Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 iibersteigen’ erfolgt die
Uberwachung so, dass in den Ergebnissen zwischen der Erfiillung der Anforderungen der Normen und technischen
Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 und der Erfiillung der diese iibersteigenden Anforderungen
unterschieden wird.

Artikel 5

Uberwachungsmethoden

Die Mitgliedstaaten tiberwachen die Vereinbarkeit der Websites und mobilen Anwendungen 6ffentlicher Stellen mit den
Barrierefreiheitsanforderungen gemaf Artikel 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102 anhand

a) einer eingehenden Uberwachungsmethode zur Uberpriifung der Vereinbarkeit, die gemidR den Anforderungen in
Anhang I Nummer 1.2 angewandt wird;

b) einer vereinfachten Uberwachungsmethode zur Feststellung der Nichtvereinbarkeit, die geméf den Anforderungen in
Anhang I Nummer 1.3 angewandt wird.

Artikel 6
Auswahl der Stichproben der Websites und mobilen Anwendungen
Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Auswahl der Stichproben der zu priffenden Websites und mobilen
Anwendungen gemif den Anforderungen in Anhang I Nummern 2 und 3 erfolgt.
Artikel 7
Information iiber die Uberwachungsergebnisse

Werden Mingel festgestellt, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die offentlichen Stellen innerhalb einer angemessenen
Frist und in einem Format, das den offentlichen Stellen bei der Behebung der Mingel ihrer jeweiligen Websites und
mobilen Anwendungen hilft, Daten und Informationen iiber die Vereinbarkeit mit den Barrierefreiheitsanforderungen in
Bezug auf diese Mangel erhalten.

Artikel 8

Format des Berichts

(1)  Die Mitgliedstaaten iibermitteln der Kommission den in Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102
genannten Bericht in einem barrierefreien Format in einer Amtssprache der Europdischen Union.

(2)  Der Bericht enthélt das Ergebnis der Uberwachung in Bezug auf die Anforderungen der Normen und technischen
Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102. Die Ergebnisse in Bezug auf Anforderungen, die iiber jene
Anforderungen hinausgehen, konnen ebenfalls in den Bericht aufgenommen werden, miissen dann aber separat
dargestellt werden.
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Artikel 9
Inhalt des Berichts

(1)  Der in Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102 genannte Bericht enthalt:
a) eine ausfithrliche Beschreibung der Art und Weise, wie die Uberwachung durchgefiihrt wurde;

b) eine Aufstellung in Form einer Entsprechungstabelle, aus der ersichtlich ist, wie sich die angewandten Uberwachungs-
methoden auf die Anforderungen der Normen und technischen Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU)
2016/2102 beziehen, einschlieflich erheblicher Anderungen der Methoden;

c) das Ergebnis der Uberwachung fiir jeden Uberwachungszeitraum, einschlieRlich der Messdaten;
d) die gemidf Artikel 8 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/2102 verlangten Informationen.

(2)  In ihren Berichten stellen die Mitgliedstaaten die in den Hinweisen in Anhang II angegebenen Informationen zur
Verfiigung.

Artikel 10
Hiufigkeit der Berichterstattung

(1) Der erste Bericht bezieht sich auf den ersten Uberwachungszeitraum fiir Websites und mobile Anwendungen
gemdfs Artikel 3 Absitze 2 und 3.

(2)  AnschlieRend beziehen sich die Berichte auf die Uberwachungszeitrdume fiir Websites und mobile Anwendungen
jeweils zwischen dem vorangehenden und dem folgenden Berichtszeitraum gemafS Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie (EU)
2016/2102.

Artikel 11
Weitere Modalititen der Berichterstattung

Die Mitgliedstaaten veroffentlichen den Bericht in einem barrierefreien Format.

Artikel 12
Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 11. Oktober 2018

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG I

UBERWACHUNG

1. UBERWACHUNGSMETHODEN

1.1. Die folgenden Uberwachungsmethoden fiigen den in den Normen und technischen Spezifikationen nach
Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 festgelegten Anforderungen weder neue Anforderungen hinzu noch
ersetzen sie diese oder gehen ihnen vor. Die Methoden sind unabhingig von bestimmten Priifungen, Bewertungs-
instrumenten fur die Barrierefreiheit, Betriebssystemen, Web-Browsern oder spezifischen unterstiitzenden
Technologien.

1.2.  Eingehende Uberwachung

1.2.1. Die Mitgliedstaaten wenden eine eingehende Uberwachungsmethode an, mit der griindlich iiberpriift wird, ob
eine Website oder mobile Anwendung allen Anforderungen der Normen und technischen Spezifikationen nach
Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 geniigt.

1.2.2. Mit der eingehenden Uberwachungsmethode werden in der Stichprobe alle Verfahrensschritte zumindest in der
Standardreihenfolge fir den Abschluss des Verfahrens tiberpriift.

1.2.3. Mit der eingehenden Uberwachungsmethode werden zumindest die Interaktion mit Formularen sowie
Steuerelementen und Dialogfeldern der Benutzeroberfliche, die Bestitigungen fiir die Dateneingabe, die
Fehlermeldungen und sonstigen Riickmeldungen, die sich aus der Interaktion mit dem Nutzer ergeben, sowie das
Verhalten der Website oder mobilen Anwendung bei unterschiedlichen Einstellungen oder Voreinstellungen
bewertet.

1.2.4. Die eingehende Uberwachungsmethode kann gegebenenfalls Priifungen der Benutzerfreundlichkeit umfassen,
z. B. die Beobachtung und Analyse, wie Nutzer mit Behinderungen die Inhalte der Website oder mobilen
Anwendung wahrnehmen und wie schwierig die Bedienung bestimmter Elemente der Benutzeroberfliche wie
Navigationsmeniis oder Formulare fiir sie ist.

1.2.5. Die Uberwachungsstelle kann Bewertungsergebnisse, die von der offentlichen Stelle vorgelegt werden, ganz oder
teilweise verwenden, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfiillt sind:

a) die offentliche Stelle hat den neuesten ausfiihrlichen Bewertungsbericht tibermittelt, der ihr vorliegt;

b) diese Bewertung wurde nicht linger als drei Jahre vor der Uberwachung und im Einklang mit den
Nummern 1.2.1 bis 1.2.4 und Nummer 3 dieses Anhangs durchgefiihrt;

¢) die Uberwachungsstelle betrachtet den Bewertungsbericht als fiir die eingehende Uberwachung zuldssig, und
zwar aufgrund

i) der Ergebnisse der Anwendung der vereinfachten Uberwachungsmethode auf die Website oder mobile
Anwendung und

ii) falls die Bewertung linger als ein Jahr vor der Uberwachung durchgefiihrt wurde, einer Analyse des
Berichts, in der auf dessen Merkmale wie Alter und Detailgrad eingegangen wird.

1.2.6. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass vorbehaltlich etwaiger einschlidgiger Rechtsvorschriften, die den Schutz der
Vertraulichkeit vorschreiben, auch aus Griinden der nationalen Sicherheit, der Uberwachungsstelle fiir die Zwecke
der Uberwachung Zugang zu den Extranet oder den Intranet-Websites gewahrt wird. Kann der Zugang nicht
gewihrt werden, werden die Ergebnisse der Bewertung jedoch von der offentlichen Stelle bereitgestellt, so kann
die Aufsichtsstelle diese Bewertungsergebnisse ganz oder teilweise unter folgenden kumulativen Bedingungen
nutzen:

a) die offentliche Stelle hat den neuesten ausfiihrlichen Bewertungsbericht tibermittelt, der ihr vorliegt;

b) diese Bewertung wurde nicht linger als drei Jahre vor der Uberwachung und im Einklang mit den
Nummern 1.2.1 bis 1.2.4 und Nummer 3 dieses Anhangs durchgefiihrt.

1.3.  Vereinfachte Uberwachung

1.3.1. Die Mitgliedstaaten wenden eine vereinfachte Uberwachungsmethode auf die Websites an, mit der die
Nichterfillung eines bestimmten Teils der Anforderungen der Normen und technischen Spezifikationen nach
Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 erkannt wird.
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1.3.2. Die vereinfachte Uberwachungsmethode umfasst Priifungen zu jeder der in Artikel 4 der Richtlinie (EU)
2016/2102 genannten Anforderungen an die Wahrnehmbarkeit, Bedienbarkeit, Verstindlichkeit und Robustheit.
Die Websites werden auf Nichterfiillung der Anforderungen gepriift. Mit der vereinfachten Uberwachung soll in
dem unter Verwendung automatisierter Tests groftmoglichen Mafle gepriift werden, wie die folgenden
Bediirfnisse der Nutzer beziiglich des barrierefreien Zugangs erfiillt werden:

a) Nutzung ohne Sehvermdgen,

b) Nutzung mit eingeschranktem Sehvermdgen,

¢) Nutzung ohne Wahrnehmung von Farben,

d) Nutzung ohne Horvermogen,

¢) Nutzung mit eingeschranktem Horvermogen,

f) Nutzung ohne Sprechvermaogen,

g) Nutzung mit eingeschrinkter manueller Fahigkeit oder eingeschrinkter Kraft,
h) Notwendigkeit der Minimierung der Ausloser fotosensitiver Anfille,

i) Nutzung mit eingeschrankter Kognition.

Die Mitgliedstaaten kénnen zur vereinfachten Uberwachung auch andere als die automatisierten Priifungen
verwenden.

1.3.3. Nach jeder Frist fiir die Vorlage eines Berichts gemafl Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2016/2102
tiberpriifen die Mitgliedstaaten die Testvorschriften fur das vereinfachte Uberwachungsverfahren.

2. AUSWAHL DER STICHPROBEN DER WEBSITES UND MOBILEN ANWENDUNGEN
2.1. Grofe der Stichprobe

2.1.1. Die Zahl der in jedem Uberwachungszeitraum zu iiberwachenden Websites und mobilen Anwendungen wird auf
der Grundlage der Bevolkerung des Mitgliedstaats berechnet.

2.1.2. Im ersten und zweiten Uberwachungszeitraum hat die Stichprobe fiir die vereinfachte Uberwachung eine
Mindestgrofle von zwei Websites pro 100 000 Einwohner plus 75 Websites.

2.1.3. In den folgenden Uberwachungszeitriumen hat die Stichprobe fiir die vereinfachte Uberwachung eine
Mindestgrofle von drei Websites pro 100 000 Einwohner plus 75 Websites.

2.1.4. Die Stichprobe fiir die eingehende Uberwachung von Websites hat eine GroRe von mindestens 5 % der nach
Nummer 2.1.2 festgelegten Mindeststichprobengrofe fiir die vereinfachte Uberwachung plus 10 Websites.

2.1.5. Die Stichprobe fiir die eingehende Uberwachung mobiler Anwendungen hat eine Mindestgroe von einer
Anwendung pro 1 000 000 Einwohner plus sechs mobile Anwendungen.

2.1.6. Ist die Zahl der Websites in einem Mitgliedstaat kleiner als die fiir die Uberwachung erforderliche Zahl, so
iiberwacht der Mitgliedstaat mindestens 75 % aller Websites.

2.1.7. Ist die Zahl der mobilen Anwendungen in einem Mitgliedstaat kleiner als die fiir die Uberwachung erforderliche
Zahl, so tiberwacht der Mitgliedstaat mindestens 50 % aller mobilen Anwendungen.

2.2.  Auswahl der Stichprobe der Websites

2.2.1. Die Auswahl der Stichprobe der Websites zielt auf eine vielfiltige, reprisentative und geografisch ausgewogene
Verteilung ab.

2.2.2. Die Stichprobe muss Websites der verschiedenen Verwaltungsebenen in den Mitgliedstaaten erfassen. Unter
Bezugnahme auf die Systematik der Gebietseinheiten fiir die Statistik (NUTS) und auf die lokalen Verwaltungs-
einheiten (LAU) in der NUTS erfasst die Stichprobe, soweit vorhanden:

a) staatliche Websites,
b) regionale Websites (NUTS1, NUTS2, NUTS3),
c) lokale Websites (LAU1, LAU2),

d) Websites von Einrichtungen des offentlichen Rechts, die nicht unter die Kategorien a bis ¢ fallen.
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2.2.3. Die Stichprobe umfasst Websites, die die Vielfalt der von offentlichen Stellen erbrachten Dienstleistungen soweit
wie moglich widerspiegeln, insbesondere: Sozialschutz, Gesundheitswesen, Verkehr, Bildung, Beschiftigung und
Steuern, Umweltschutz, Freizeit und Kultur, Wohnungswesen und kommunale Einrichtungen, offentliche
Ordnung und Sicherheit.

2.2.4. Die Mitgliedstaaten konsultieren nationale Interessentrdger, insbesondere Organisationen, die Menschen mit
Behinderungen vertreten, zur Zusammensetzung der Stichprobe der zu iiberwachenden Websites und
beriicksichtigen die Meinung der Interessengruppen zu bestimmten zu iiberwachenden Websites.

2.3.  Auswahl der Stichprobe der mobilen Anwendungen
2.3.1. Die Auswahl der Stichprobe der mobilen Anwendungen zielt auf eine vielfiltige und reprisentative Verteilung ab.
2.3.2. Haufig heruntergeladene mobile Anwendungen miissen in der Stichprobe beriicksichtigt werden.

2.3.3. Bei der Auswahl mobiler Anwendungen fir die Stichprobe werden verschiedene Betriebssysteme beriicksichtigt.
Fir die Zwecke der Stichprobe gelten Versionen einer mobilen Anwendung, die fiir unterschiedliche
Betriebssysteme erstellt werden, als eigenstindige mobile Anwendungen.

2.3.4. In die Stichprobe wird nur die jeweils neueste Version einer mobilen Anwendung aufgenommen, es sei denn, die
neueste Version einer mobilen Anwendung ist mit einem alten, aber weiterhin unterstiitzten Betriebssystem nicht
kompatibel. In diesem Fall kann auch eine vorherige Version der mobilen Anwendung in die Stichprobe
aufgenommen werden.

2.3.5. Die Mitgliedstaaten konsultieren nationale Interessentrdger, insbesondere Organisationen, die Menschen mit
Behinderungen vertreten, zur Zusammensetzung der Stichprobe der zu iiberwachenden mobilen Anwendungen
und Dberiicksichtigen die Meinung der Interessengruppen zu bestimmten zu iiberwachenden mobilen
Anwendungen.

2.4.  Erneute Priifung im Rahmen von Stichproben

Ab dem zweiten Uberwachungszeitraum enthilt die Stichprobe, soweit die Zahl der bestehenden Websites oder
mobilen Anwendungen dies zuldsst, mindestens 10 % der Websites und mobilen Anwendungen, die im
vorherigen Uberwachungszeitraum iiberwacht wurden, und mindestens 50 % im vorangegangenen Berichts-
zeitraum nicht iiberwachter Websites oder mobiler Anwendungen.

3. STICHPROBEN DER WEBSEITEN

3.1. Fir die Zwecke dieses Anhangs bedeutet ,Seite“ eine Webseite oder einen Bildschirm in einer mobilen
Anwendung.

3.2. Bei der eingehenden Uberwachungsmethode werden die folgenden Seiten und Dokumente, falls vorhanden,
gepriift:

a) Startseite (Home), Anmeldung (Login), Site-Ubersicht (Sitemap), Kontakt, Hilfe und Seiten mit rechtlichen
Informationen;

b) zumindest eine relevante Seite fir jede Art von Dienst, der von der Website oder mobilen Anwendung
bereitgestellt wird, und fiir jeden anderen Hauptzweck, einschlieflich der Suchfunktion;

¢) die Seiten mit der Erklirung oder den Angaben zur Barrierefreiheit sowie die Seiten mit dem Feedback-
Mechanismus;

d) beispielhaft ausgewdhlte Seiten mit einem deutlich anderen Erscheinungsbild oder anderen Arten von Inhalten;

¢) zumindest ein relevantes abrufbares Dokument, falls vorhanden, fiir jede Art von Dienst, der von der Website
oder mobilen Anwendung bereitgestellt wird, und fiir jeden anderen Hauptzweck;

f) andere von der Uberwachungsstelle als relevant betrachtete Seiten;

g) nach dem Zufallsprinzip ausgewihlte Seiten im Umfang von mindestens 10 % der unter Nummer 3.2
Buchstaben a bis f festgelegten Stichprobe.

3.3.  Beinhaltet eine der Seiten in der gemdff Nummer 3.2 ausgewihlten Stichprobe einen Schritt in einem Verfahren,
so werden alle Verfahrensschritte gemafl Nummer 1.2.2 gepriift.

3.4, Bei der vereinfachten Uberwachungsmethode wird neben der Startseite eine Anzahl von Seiten gepriift, die in
einem angemessenen Verhéltnis zur geschitzten Grofe und zur Komplexitit der Website steht.
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ANHANG II

HINWEISE ZUR BERICHTERSTATTUNG

1. ZUSAMMENFASSUNG DES BERICHTS

Der Bericht enthilt eine Zusammenfassung seines Inhalts.

2. BESCHREIBUNG DER UBERWACHUNGSTATIGKEITEN

Der Bericht enthilt eine Beschreibung der von dem Mitgliedstaat durchgefithrten Uberwachungstitigkeiten, deutlich
getrennt nach Websites und mobilen Anwendungen, sowie folgende Informationen:

2.1. Allgemeine Angaben

a) Tage der Durchfithrung der Uberwachung innerhalb jedes Uberwachungszeitraums,
b) fiir die Uberwachung zustindige Stelle,

¢) Reprisentativitit und Verteilung der Stichprobe gemidf Anhang I Nummern 2.2 und 2.3.

2.2. Zusammensetzung der Stichprobe

a) Gesamtzahl der in der Stichprobe enthaltenen Websites und mobilen Anwendungen,
b) Zahl der mit der vereinfachten Uberwachungsmethode iiberwachten Websites,

) Zahl der mit der eingehenden Uberwachungsmethode itberwachten Websites und mobilen Anwendungen,

(g)

d) Zahl der tiberwachten Websites von jeder der vier in Anhang I Nummer 2.2.2 aufgefithrten Kategorien,

e) Verteilung der Stichprobe der Websites beziiglich der Erfassung der Vielfalt 6ffentlicher Dienstleistungen (gemafs
Anhang I Nummer 2.2.3),

f) Verteilung der Stichprobe der mobilen Anwendungen auf die unterschiedlichen Betriebssysteme (gemafd
Anhang I Nummer 2.3.3),

) Zahl der im Uberwachungszeitraum iiberwachten Websites und mobilen Anwendungen, die schon im
vorangegangenen Uberwachungszeitraum erfasst wurden (erneute Priffung im Rahmen der Stichprobe gemifS
Anhang I Nummer 2.4).

2.3. Korrelation mit den fiir die Uberwachung verwendeten Normen, technischen Spezifikationen und
Instrumenten

a) eine Aufstellung in Form einer Entsprechungstabelle, aus der ersichtlich ist, wie mit den Uberwachungsmethoden
und durchgefiihrten Tests die Erfullung der Anforderungen der Normen und technischen Spezifikationen nach
Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 gepriift wird,

b) die Einzelheiten zu den eingesetzten Werkzeugen und durchgefiihrten Priifungen und ob die Benutzerfreund-
lichkeit gepriift wurde.

3. ERGEBNIS DER UBERWACHUNG

In dem Bericht wird das Ergebnis der von den Mitgliedstaaten durchgefiihrten Uberwachung ausfiihrlich dargelegt.

3.1. Ausfiihrliches Ergebnis

Der Bericht enthilt fiir jede angewandte Uberwachungsmethode (eingehende und vereinfachte, fiir Websites und
mobile Anwendungen)

a) eine umfassende Beschreibung des Uberwachungsergebnisses, einschlieflich Messdaten,
b) eine qualitative Auswertung des Uberwachungsergebnisses, einschlieSlich

i) der Erkenntnisse in Bezug auf eine hiufige oder kritische Nichterfillung der in den Normen und technischen
Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 festgelegten Anforderungen,

ii) der Entwicklung der Barrierefreiheit der iiberwachten Websites und mobilen Anwendungen insgesamt von
einem Uberwachungszeitraum bis zum nachsten, soweit moglich.
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3.2. Zusitzliche Angaben (fakultativ)

Der Bericht kann folgende zusitzliche Angaben enthalten:

a) das Ergebnis der Uberwachung von Websites oder mobilen Anwendungen &ffentlicher Stellen auferhalb des
Anwendungsbereichs der Richtlinie (EU) 2016/2102,

b) Einzelheiten dariiber, wie die verschiedenen Technologien, die von den iiberwachten Websites und mobilen
Anwendungen genutzt werden, die Barrierefreiheit fordern,

) Uberwachungsergebnisse in Bezug andere Anforderungen, die iiber die in den Normen und technischen
Spezifikationen nach Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2016/2102 festgelegten Anforderungen hinausgehen,

d) Lehren aus den Riickmeldungen der Uberwachungsstelle an die iiberwachten 6ffentlichen Stellen,

€) sonstige wichtige Aspekte der Uberwachung der Barrierefreiheit von Websites oder mobilen Anwendungen
offentlicher Stellen, die iiber die Anforderungen der Richtlinie (EU) 2016/2102 hinausgehen,

f) Zusammenfassung des Ergebnisses der Konsultation der Interessentrdger und eine Liste der konsultierten
Interessentrager,

g) Einzelheiten zur Inanspruchnahme der in Artikel 5 der Richtlinie (EU) 2016/2102 vorgesehenen Ausnahmerege-
lung wegen unverhaltnismaRiger Belastung.

4. ANWENDUNG DES DURCHSETZUNGSVERFAHRENS UND RUCKMELDUNGEN DER ENDNUTZER

Der Bericht enthilt eine ausfithrliche Beschreibung und Angaben zur Anwendung des von den Mitgliedstaaten
eingerichteten Durchsetzungsverfahrens.

Die Mitgliedstaaten konnen in ihren Bericht qualitative oder quantitative Daten zu den Riickmeldungen der

offentlichen Stellen iiber den in Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2016/2102 festgelegten
Feedback-Mechanismus aufnehmen.

5. ANGABEN UBER ZUSATZLICHE MABNAHMEN

Der Bericht muss die nach Artikel 8 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/2102 erforderlichen Angaben enthalten.




	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2018/1524 DER KOMMISSION vom 11. Oktober 2018 zur Festlegung einer Überwachungsmethodik und der Modalitäten für die Berichterstattung der Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie (EU) 2016/2102 des Europäischen Parlaments und des Rates über den barrierefreien Zugang zu den Websites und mobilen Anwendungen öffentlicher Stellen (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2018) 6560) (Text von Bedeutung für den EWR) 

